
S e i t e   4

Z u m  T h e m a

Zufallsbefunde bei bildgebenden Verfahren  
in der Hirnforschung

Moderne Hirnforschung stützt sich zunehmend auf bildgebende Verfahren. Da-
bei werden in Forschungsstudien vorwiegend gesunde Probanden, aber auch Pa-
tienten mit vordiagnostizierten Erkrankungen (Patientenprobanden) eingeschlos-
sen. Solche Untersuchungen setzen die Probanden in der Regel weder unzumut-
baren Belastungen noch beachtenswerten Gefahren aus. Allerdings kommt es in 
1-8% der Fälle dazu, dass unerwartet klinisch relevante Zufallsbefunde erhoben 
werden, für die zuvor keine Hinweise bestanden. Hierbei handelt es sich gegen-
wärtig zumeist um hirnstrukturelle Befunde, wie z.B. einen Hirntumor. Künftig 
könnten jedoch verstärkt auch funktionelle Befunde prognostisch relevant wer-
den, wie z.B. eine sich abzeichnende Demenz. Dem Risiko eines klinisch rele-
vanten Zufallsbefundes kommt in der internationalen Diskussion mittlerweile 
große Beachtung zu. Denn die Konsequenzen sind für Probanden und Unter-
sucher erheblich, und es bestehen kontroverse Beurteilungen hinsichtlich eines 
ethisch angemessenen Umgangs mit solchen Befunden.

E d i t o r i a l
  Zum Sommersemester 2007 hat 

Professor Dr. phil. Dieter Sturma die 
Professur für „Philosophie unter be-
sonderer Berücksichtigung der Ethik 
in den Biowissenschaften“ an der Rhei-
nischen Friedrich-Wilhelms-Universi-
tät Bonn angetreten. Die Professur ist 
verbunden mit der Leitung des Instituts 
für Wissenschaft und Ethik (IWE) und des 
Deutschen Referenzzentrums für Ethik in den 
Biowissenschaften (DRZE). Dieter Sturma 
war zuletzt ordentlicher Professor für 
Philosophie an der Universität Essen. 
Seine systematischen Schwerpunkte 
in Forschung und Lehre liegen in der 
Ethik und Angewandten Ethik, in der 
Philosophie des Geistes und der Philo-
sophischen Anthropologie. Seine Lehr-
tätigkeit in Bonn begann Dieter Sturma 
im Sommersemester 2007 mit der Vor-
lesung „Philosophie der Freiheit“ und 
dem Oberseminar „Hauptströmungen 
der Ethik“.

Die United Nations Educational, Scientific 
and Cultural Organization (UNESCO) hat 
die vierte Stufe ihres Datenbankprojekts 
„Global Ethics Observatory“ (GEObs 
IV) gestartet. In dieser Stufe geht es um 
die Umsetzung von bioethisch relevan-
ten UNESCO-Erklärungen, insbeson-
dere der Universal Declaration on Bioethics 
and Human Rights, in nationales Recht. 
Für die deutsche Rechtslage ist Dr. iur. 
Dr. rer. pol. Tade Matthias Spranger, 
Leiter der BMBF-Nachwuchsgruppe 
„Normierung in den Modernen Lebens-
wissenschaften“ am IWE, in die Group 
of  Legal Experts berufen worden.

Im Frühjahr 2007 hat die Europäische 
Kommission dem Comité pour la protection 
des personnes in Lyon (Professor Fran-
çois Chapuis) und dem IWE (Dr. phil. 
Michael Fuchs) den Auftrag erteilt, ein 
europäisches Netzwerk medizinischer 
Forschungsethikkommissionen zu er-
richten. Im Rahmen des Projekts „Eu-
ropean Network and Initiative for Re-
search Ethics Committees (EUREC)“ 
hat das DRZE bereits eine Internetplatt-
form errichtet, auf  der Informationen 
zur ethischen Prüfung von Forschungs-
vorhaben am Menschen auf  nationaler 
Ebene verfügbar sind (www.eurecnet.
org). Die Europäische Kommission hat 
den Wunsch, dass das Netzwerk, dem 
z.Z. Experten aus Deutschland (Profes-
sor Dr. med. Elmar Doppelfeld), Groß-
britannien, Finnland, den Niederlanden, 
der Schweiz, Litauen, der Slowakei und 
Spanien angehören, auf  alle Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaft 
ausgedehnt wird.

Dietmar Hübner

V e r ö f f e n t l i c h u n g e n

Bezug auf  den individuellen therapeu-
tischen Nutzen des Patienten (Indika-
tion) und zum anderen durch die Ein-
willigung des Patienten in die Hand-
lung charakterisiert ist, gründet die 
Legitimation der Forschung nicht im 
Wohl des Probanden, sondern in einem 
– in Deutschland und anderen Län-
dern verfassungsrechtlich garantierten 
– Recht des Forschers auf  Forschung, 
das nur durch eine Verletzung anderer 
hochrangiger Güter, wie z.B. der Selbst-
bestimmung oder der Gesundheit des 
Probanden, eingeschränkt ist. Demzu-
folge gehören zu den grundlegenden 
ethischen Vorgaben der Forschung 
insbesondere die Verpflichtungen, die 
Selbstbestimmung eines Probanden zu 
achten (Prinzip der Autonomie) und 
ihm keinen Schaden zuzufügen (Prin-
zip des Nichtschädigens). 

Das Prinzip der Autonomie verpflich-
tet den Forscher, die Einbeziehung 
eines Probanden in eine Forschungs-
studie von dessen freier und jederzeit 
widerrufbarer Einwilligung nach vorhe-
riger umfassender Aufklärung über die 
Ziele, Mittel, Nebenfolgen und Risiken 
des Forschungsvorhabens abhängig zu 
machen („informed consent“). Das 
Prinzip der Autonomie begründet auch 
das Recht eines Probanden, die an ihm 
erhobenen Befunde nicht mitgeteilt zu 
bekommen oder mit der Kenntnis sol-
cher Befunde nach eigenem Ermessen 
umzugehen. Würde daher ein Forscher 
einem Probanden ohne dessen Einwil-
ligung oder gegen dessen Willen einen 
Zufallsbefund mitteilen, würde hier-
durch das Autonomieprinzip verletzt. 

Das Prinzip des Nichtschädigens ver-
pflichtet den Forscher, den Proban-
den keinen unverhältnismäßig hohen 
Risiken oder Belastungen auszusetzen. 
So könnte ein Proband etwa Schaden 
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  Die am IWE angesiedelte BMBF-
Nachwuchsgruppe „Molekulare Medi-
zin und medizinische Hirnforschung“ 
hat sich in enger Zusammenarbeit mit 
der Klinik für Epileptologie der Universität 
Bonn und dem Lehrstuhl für Bürgerliches 
Recht, Internationales Privatrecht und Rechts­
vergleichung sowie Zivilprozessrecht der Uni-
versität Regensburg mit der Frage be-
schäftigt, welche ethischen Kriterien für 
den Umgang mit Zufallsbefunden bei 
bildgebenden Verfahren in der Hirnfor-
schung vorrangig Relevanz besitzen und 
welche Lösungsvorschläge auf  dieser 
Grundlage zu formulieren sind. Erste 
Ergebnisse dieser Überlegungen wurde 
bei der 50. Jahrestagung der Deutschen 
Gesellschaft für Klinische Neurophysiologie 
und funktionelle Bildgebung (DGKN) im 
März 2006 in Bad Nauheim vorgestellt. 
Aus dieser Präsentation entwickelte sich 
eine intensive Diskussion der Thematik 
mit verschiedenen Neurowissenschaft-
lern, wie Professor Dr. med. Yves von 
Cramon (Universität Leipzig), Profes-
sor Dr. med. Gereon Fink (Universität 
Köln), Professor Dr. med. Helmuth 
Steinmetz (Universität Frankfurt a.M.), 
und Professor Dr. med. Marianne Die-
terich (Universität Mainz). Die Ergeb-
nisse dieser Dikussion wurden im Juli 
2007 in Form einer Problemanalyse 
und überarbeiteter konkreter Lösungs-
vorschläge für den Umgang mit Zufalls-
befunden bei bildgebenden Verfahren 
veröffentlicht (Deutsches Ärzteblatt 
104 (27), A-1982-1987). 

Die Überlegungen gehen aus von 
einem deutlich unterschiedlichen Legi-
timations- und Pflichtenverhältnis zwi-
schen Arzt und Patient einerseits bzw. 
Forscher und Proband andererseits. 
Während das Verhältnis zwischen Arzt 
und Patient zum einen durch die Not-
wendigkeit einer ärztlichen Handlung in 
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Auf  der Plenarsitzung trugen die 
Gutachter ihre Ergebnisse vor und dis-
kutierten mit den anwesenden Mitglie-
dern der Arbeitsgemeinschaft und zahl-
reichen geladenen Gästen. Zunächst 
stellte Dr. med. Tobias Cantz vom 
Max­Planck­Institut für molekulare Bio­
medizin in Münster dar, welche Linien 
von Stammzellen zur Zeit weltweit exis-
tieren, welche Eigenschaften diese Li-
nien aufweisen und (soweit ermittelbar) 
wie sich die Besitzverhältnisse und et-
waige Nutzungsbeschränkungen durch 
Material Transfer Agreements (MTAs) ge-
stalten. Vor diesem Hintergrund skiz-
zierte Cantz, welche Forschungsmög-
lichkeiten deutschen Wisseschaftlern 
bei Annahme der verschiedenen No-
vellierungsmodelle des Stichtages offen 
stünden.

Im Anschluss präsentierte Dr. iur. 
Dr. rer. pol. Tade Matthias Spranger 
vom IWE sein Gutachten, das sich mit 
der Vereinbarkeit der Novellierungs-
optionen mit (in erster Linie deut-
schem) Recht befasste. Spranger vertrat 
die Auffassung, dass die, ursprünglich 
verfassungsmäßige, Stichtagsregelung 
des Stammzellgesetzes inzwischen 
durch den Rückgang nutzbarer Linien 
verfassungsrechtlich starken Bedenken 
ausgesetzt sei. Auch sprächen gewich-
tige Einwände, vor allem unter dem 
Gesichtspunkt des strafrechtlichen 
Bestimmtheitsgebotes, gegen einen 
„nachlaufenden“ Stichtag. Eine einma-
lige Verlegung des Stichtages oder eine 
Ablösung der Stichtagsregelung durch 
eine Einzelfallprüfung sei demgegen-
über im Wesentlichen unbedenklich.

Staatssekretärin a.D. Ulrike Riedel 
stellte das dritte Gutachten vor, wel-
ches die Regelungsoptionen aus rechts-
politischer Sicht beleuchtete. Riedel 
sprach sich gegen ein Abweichen von 
der ursprünglichen Regelungsidee des 
Stichtages aus, die einem breiten parla-
mentarischen Konsens über die Schutz-
würdigkeit des Embryos entsprungen 
sei. Soweit eine Neuregelung überhaupt 
vonnöten sei, käme nur eine einmalige 
Verlegung des Stichtages in Betracht, 
um diesem Konsens weiterhin zu ent-
sprechen.

Den Vorträgen der Gutachter voraus 
ging ein Beitrag von Dr. rer. nat. Peter 
Löser vom Robert Koch­Institut (RKI). 
Löser stellte anhand von Veröffent-
lichungszahlen die Entwicklung der 
Forschung an embryonalen Stammzel-
len in Deutschland und im internatio-
nalen Vergleich dar. 

Bei der Veranstaltung wurden neben 
der Stichtagsregelung auch andere Fra-
gen zur möglichen Novellierung des 
Stammzellgesetzes, wie etwa der Aus-
landsbezug der im Gesetz verankerten 
strafrechtlichen Vorschriften, disku-
tiert. Die drei Gutachten und die Prä-
sentation von Peter Löser werden im 
diesjährigen Band des Jahrbuchs für Wis­
senschaft und Ethik publiziert werden.

Martin Heyer



dadurch erleiden, dass ihm ein klinisch 
relevanter Zufallsbefund nicht oder 
zeitlich verzögert mitgeteilt wird und 
dadurch die Möglichkeit einer recht-
zeitigen Behandlung genommen wird. 
Auch eine inadäquate Befundmittei-
lung, die den Probanden zudem oh-
ne weitere Hilfestellung zurücklässt, 
kann als Schädigung angesehen wer-
den. Schaden könnte allerdings auch 
dadurch entstehen, dass der Forscher 
dem Probanden einen klinisch irrele-
vanten Befund irrtümlich als einer wei-
teren Diagnostik bedürftig mitteilt und 
dadurch eine erhebliche psychische Be-
lastung verursacht.

Die vorgeschlagenen Lösungen orien-
tieren sich vor allem an einer Konflikt-
vermeidung. So muss dem Probanden 
erklärt werden, dass weder vor noch 
während noch nach der Untersuchung 
ein Arzt-Patienten-Verhältnis besteht, 
die wissenschaftliche Datenerhebung 
daher auf  das forschungsnotwendige 
Minimum reduziert ist und sich nicht 
an klinisch-diagnostischen Kriterien 
orientiert. Demgemäß muss der Pro-
band darüber aufgeklärt werden, dass 
weder ein erhobener Befund eine klini-
sche Diagnose darstellt noch bei unauf-
fälligen Schnittbildern ein krankhafter 
Zustand ausgeschlossen werden kann. 
Ferner muss als Einschlusskriterium 
für die Studienteilnahme gelten, dass 
der Proband sich mit der Mitteilung bei 
dem Verdacht eines klinisch relevanten 
Befundes einverstanden erklärt. 

Falls der Forscher vor Studienbeginn 
den Eindruck gewinnt, dass der Pro-
band durch einen Zufallsbefund psy-
chisch stark belastet werden könnte, 
muss er ihm von der Teilnahme abra-
ten. Der Forscher muss die Schnittbil-
der zeitnah und sorgfältig auswerten 
und vor Beginn der Studie die Option 
einer raschen klinischen Diagnostik 
organisieren. Darüber hinaus muss als 
Einschlusskriterium für die Studienteil-
nahme gelten, dass der Proband einen 
ausreichenden Krankenversicherungs-
schutz besitzt, der die Kosten für eine 
weitere Hirndiagnostik abdeckt. Wird 
ein Zufallsbefund erhoben, muss der 
Forscher dem Probanden dies persön-
lich mitteilen und dafür Sorge tragen, 
dass der Proband die Gelegenheit einer 
unverzüglichen klinischen Diagnostik 
erhält. Hier endet die Verantwortung 
eines Forschers; die von dem Proban-
den im Hinblick auf  den Befund gezo-
genen Konsequenzen liegen außerhalb 
seines Verantwortungsbereichs. 

In Deutschland wurden bisher keine 
ethischen Richtlinien für den Umgang 
mit Zufallsbefunden in der Hirnfor-
schung formuliert, und Neurowissen-
schaftler mussten gegebenenfalls eige-
ne Lösungen finden. Die skizzierten 
Lösungsvorschläge könnten als Grund-
lage für die Erarbeitung von verbind-
lichen Richtlinien durch die einschlä-
gigen Fachverbände dienen. 

Thomas Heinemann
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F o r s c h u n g

Abschluss des EU-Projekts „EURECA“
Im Mai 2007 ist das Verbundprojekt „European Project on Delimiting the 
Research Concept and Research Activities (EURECA)”, das seit April 2004 im 
6. Rahmenprogramm der Europäischen Union gefördert wurde, abgeschlossen 
worden. Wissenschaftler aus sieben europäischen Ländern hatten sich das Ziel 
gesetzt, eine genauere Bestimmung des Forschungsbegriffs zu leisten, insbeson-
dere im Hinblick auf ethische und rechtliche Implikationen dieses Konzepts.

P u b l i k a t i o n

Veröffentlichung des Buchs 
„Forschung am Menschen. Elemente einer ethischen 

Theorie biomedizinischer Humanexperimente“
Für die Theoriesituation der Angewandten Ethik ist nach wie vor kennzeichnend, 
dass methodische und metaethische Analysen einerseits sowie Fallanalysen in 
Anwendungsbereichen andererseits weitgehend unbezüglich nebeneinander 
stehen. Von Bert Heinrichs ist nunmehr die umfassende Studie „Forschung am 
Menschen“ vorgelegt worden, die diesem Problem zumindest für die Belange 
der Forschungsethik abhelfen will.

Forschung am Menschen
Elemente einer ethischen  
Theorie biomedizinischer  
Humanexperimente

Bert Heinrichs

Studien zu Wissenschaft und Ethik,  
Bd. 3 
Verlag Walter de Gruyter
Berlin/New York 2006 
XIII, 381 Seiten, gebunden
€ 78,- /sFr 125,-
ISBN 978-3-11-019310-7

  In seinem Buch reagiert Heinrichs 
auf  die ethische Herausforderung des 
gegenwärtigen Standes von Human-
experimenten. In einer einführenden 
historisch-systematischen Rekonstruk-
tion des Problemkreises zeigt er auf, 
dass sich das Spannungsverhältnis 
zwischen dem ethischen Schutz ein-
zelner Probanden und dem für die 
Gesellschaft insgesamt nützlichen me-
dizinischen Forschritt nicht einseitig 
auflösen lässt. Ethisch erweisen sich 
Ansätze, die Forschungen am Men-
schen prinzipiell für unzulässig halten, 
als genauso wenig haltbar wie solche, 
die sich vorrangig am gesellschaftlichen 
Gesamtnutzen orientieren. Im Gegen-
zug erarbeitet Heinrichs eine integrative 
Konzeption für die ethische Bewertung 
der Forschung am Menschen.

Heinrichs metaethischer Ausgangs-
punkt ist die Auseinandersetzung mit 
dem principlism, der seine exemplari-
sche Gestalt in dem Standardwerk Prin­
ciples of  Biomedical Ethics von Tom L. 
Beauchamp und James F. Childress ge-
funden hat. Insbesondere hinsichtlich 
der geltungstheoretischen Leistungsfä-
higkeit des principlism meldet Heinrichs 
indessen Bedenken an und schlägt vor, 
den konzeptionellen Rahmen durch die 
systematische Einbeziehung des In-
strumentalisierungsverbots, in Gestalt 
der materialen Vorstellungsart des ka-
tegorischen Imperativs, zu erweitern. 

In dem Instrumentalisierungsverbot 
macht Heinrichs ein Würdeprinzip aus, 
mit dem er die Erwartung einer durch-
greifenden Verbesserung der Theorie-
situation sowohl für die Belange der 
prinziplistischen Grundsätze der mitt-
leren Ebene als auch für die höherstu-
figer Begründungsverfahren verbindet. 
Heinrichs spricht in diesem Zusam-
menhang von der „Logik der Würde“, 
mit der der Schutzanspruch einzelner 
Pobanden und der Wunsch nach me-
dizinischem Fortschritt auf  ethisch 
rechtfertigungsfähige Weise zueinander 
in Beziehung gesetzt werden könnten. 
Letztlich wird so der im angloamerika-
nischen Theorieraum entwickelte princi­
plism gleichsam wieder in die kontinen-
taleuropäische Ethiktradition zurück-
geholt, von der er der Sache nach einst 
seinen Ausgang genommen hatte.

Mit der konzeptionellen Erweite-
rung des prinziplistischen Programms 
ausgestattet wendet sich Heinrichs der 
Analyse der Strukturelemente medi-

zinisch-experimentellen Handelns zu 
und nimmt eine trennscharfe Ausdif-
ferenzierung zwischen Forschung und 
Therapie vor. Aus ihr heraus entwickelt 
er eine Typologie des Forschungshan-
delns, die das komplexe Feld dieses 
Handlungssektors einer ethischen Be-
wertung zugänglich macht. 

Im Anschluss an eine Fortbestim-
mung und Spezifizierung ethischer 
Prinzipien für die biomedizinische For-
schung am Menschen exemplifiziert 
und überprüft Heinrichs seine Theorie 
in den Problemfeldern der Forschung 
an Minderjährigen, der randomisierten 
klinischen Studien sowie der Forschung 
an Menschen in Entwicklungsländern.

Insgesamt bietet das Buch einen An-
satz, der sich von der Ebene der theo-
retischen Grundlegung bis zur Ebene 
konkreter Einzelfragen spannt und, 
im Wege zunehmender Differenzie-
rung und Spezifizierung, eine struktu-
rell feinmaschige und inhaltlich ebenso 
reichhaltige wie konsequente Ethik der 
Forschung am Menschen formuliert.

Dieter Sturma

T a g u n g

Stammzellgesetz und Stichtagsregelung
Die Ethisch-Rechtlich-Sozialwissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft des Kom-
petenznetzwerks Stammzellforschung NRW traf sich am 27. April 2007 in 
den Räumen der Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften in 
Düsseldorf zu ihrer vierten Plenarsitzung. Unter dem Titel „Stammzellgesetz 
und Stichtagsregelung“ wurde über die Notwendigkeit einer Novellierung des 
Stammzellgesetzes und über verschiedene Modelle einer möglichen Modifika-
tion der Stichtagsregelung diskutiert.

  Ausgelöst u.a. durch die Stellung-
nahme der Deutschen Forschungsgemein­
schaft (DFG) „Stammzellforschung in 
Deutschland – Möglichkeiten und Per-
spektiven“ (Oktober 2006) gibt es in 
Politik und Öffentlichkeit eine erneute 
Diskussion um das deutsche Stamm-
zellgesetz (StZG), insbesondere um 
eine etwaige Novellierung der Stich-
tagsregelung.
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Die staatlichen Gesundheitssysteme 
vieler Industriestaaten befinden 
sich gegenwärtig in der Krise: Die 
Entwicklung neuer, kostenintensi-
ver Formen der medizinischen Dia-
gnostik und Therapie hat ebenso 
wie der demographische Wandel 
und die gesteigerten Erwartungen 
an die Möglichkeiten der Medizin 
zu großen Schwierigkeiten in der 
Finanzierung der Gesundheitsver-
sorgung geführt. Der Sachstands-
bericht stellt paradigmatisch 
wesentliche Regelungen in drei 
verschiedenen Systemen vor: dem 
korporatistischen in Deutschland, 
dem staatlichen in Großbritannien 
und dem dezentralen in den USA. 
Es zeigt sich, dass keines der drei 
Systeme derzeit in der Lage ist, die 
Probleme befriedigend zu lösen. 
Der Sachstandsbericht will dazu 
beitragen, eine informierte und dif-
ferenzierte Diskussion dieser kom-
plexen Materie zu erleichtern.

  Die Leitfrage des EURECA-Pro-
jekts lautete: „Wann gilt eine Handlung 
als Forschung?“ Eine Antwort hierauf  
hat weitreichende normative Konse-
quenzen. Zum einen erfährt Forschung 
in vielen Ländern besonderen recht-
lichen Schutz – in Deutschland etwa 
durch Art. 5 Abs. 3 GG –, so dass For-
schungshandlungen gegenüber anderen 
Handlungen als privilegiert gelten dür-
fen. Zum anderen kann die Auszeich-
nung als „Forschung“ zu besonderen 
ethischen und rechtlichen Beschrän-
kungen führen. So müssen biomedizi-
nische Forschungsprotokolle, anders 
als diagnostische, therapeutische oder 
präventive Maßnahmen, Ethikkom-
missionen zur Begutachtung vorgelegt 
werden. Obwohl dem Forschungs-
begriff  somit eine wichtige Rolle in der 
ethischen und rechtlichen Bewertung 
von Handlungen zukommt, ist es kei-
neswegs leicht, Kriterien anzugeben, 
die eine Handlung erfüllen muss, um 
als Forschung zu gelten.

Unter der Leitung von Professor 
John Harris, D.Phil. (University of  
Manchester), und Professor Søren 
Holm, MD (University of  Cardiff), hat 
sich eine Gruppe von europäischen 
Philosophen, Juristen, Medizinern und 
Informatikern darum bemüht, die kon-
zeptionellen Grenzen des Forschungs-
begriffs klarer zu umreißen. Für das 
IWE waren Professor Dr. phil. Dr. h.c. 
Ludger Honnefelder und Dr. phil. Bert 
Heinrichs an dem Projekt beteiligt. In 
insgesamt acht Workshops wurde die 
Problematik von unterschiedlichen Sei-
ten thematisiert. Dabei haben sowohl 

Gastreferenten als auch die Projekt-
partner selbst zahlreiche Beispielfälle 
zur Diskussion gestellt, an denen sich 
die Tauglichkeit von möglichen For-
schungsdefinitionen erproben ließ. 

Professor Mette Hartlev, Ph.D., LL.D. 
(Universität Kopenhagen), hat etwa 
den Fall des dänischen Autors Bjørn 
Lomborg vorgestellt. Lomborg veröf-
fentlichte 2001 das Buch The Skeptical 
Environmentalist (Cambridge University 
Press), in dem er die These von einem 
drohenden ökologischen Kollaps 
zurückweist. Diese These, so Lomborg, 
beruhe auf  falschen statistischen Ana-
lysen. Lomborg wurde seinerseits für 
seine Darstellungen heftig kritisiert und 
u.a. von den Danish Committees on Scien­
tific Dishonesty (DCSD) wegen Verstoßes 
gegen Regeln guter wissenschaftlicher 
Praxis gerügt. Fraglich ist jedoch, ob 
Lomborgs Studie überhaupt als For-
schung aufgefasst werden darf  und 
somit wissenschaftlichen Standards 
unterliegt oder ob sie nur als eine poli-
tische Streitschrift zu betrachten ist, für 
die Maßstäbe akademischer Forschung 
nicht einschlägig sind. (Mette Hartlev 
wird diesen Fall ausführlicher im dies-
jährigen Band des Jahrbuchs für Wissen­
schaft und Ethik diskutieren.)

Der Lomborg-Fall, wie auch viele 
andere Beispiele aus den Bereichen 
Medizin und Informationstechnologie, 
die auf  den Treffen der EURECA-Part-
ner diskutiert wurden, legt nahe, dass 
eine eindimensionale Definition des 
Forschungsbegriffs zu kurz greift. Ins-
besondere scheint die Verschränkung 
von wissenschaftstheoretischen und 

Angeregt durch den Beirat hatte die 
Ethisch-Rechtlich-Sozialwissenschaft-
liche Arbeitsgemeinschaft des Kompe­
tenznetzwerks Stammzellforschung NRW 
drei Gutachten in Auftrag gegeben, in 
denen verschiedene Modelle zum Um-
gang mit der Stichtagsregelung des § 4 
Abs. 2 Nr. 1a StZG unter naturwissen-
schaftlichen, juristischen und rechtspo-
litischen Aspekten beleuchtet wurden.

normativen Gesichtspunkten eher ein 
kontextabhängiges Begriffsverständnis 
von Forschung zu erfordern. Wie dies 
genau ausgestaltet werden kann, wollen 
die Projektpartner in einem Folgepro-
jekt eruieren. 

Die (Zwischen-)Ergebnisse von 
EURECA werden der Öffentlichkeit in 
einem Sonderband von Theoretical Medi­
cine and Bioethics zugänglich gemacht. 
Möglicherweise wird zusätzlich ein 
Sammelband erscheinen, der weitere 
Beiträge der Workshops enthält.

Bert Heinrichs


